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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Umweltschutz

Rückblick auf die 51. Legislatur: Umweltschutz

Autorinnen und Autoren: Bernadette Flückiger, Karel Ziehli und Marlène Gerber

Stand: 17.08.2023

Die nach der sogenannten Klimawahl angetretene 51. Legislatur war im Bereich des
Umweltschutzes stark geprägt von der Klimapolitik, die wiederum einem wechselhaften
politischen Klima ausgesetzt war. Das totalrevidierte CO2-Gesetz, das zur Erreichung
eines 50-prozentigen Reduktionsziels bis 2030 gegenüber 1990 etwa zentrale
Massnahmen für Eigentümerinnen und Eigentümer mit Ölheizungen,
Treibstoffimporteure und Flugreisende eingeführt hätte, wurde von der
Stimmbevölkerung im Juni 2021 an der Urne knapp abgelehnt. Um das mit dem Pariser
Abkommen vereinbarte Reduktionsziel der Schweiz dennoch zu erreichen, lancierte die
UREK-NR unmittelbar nach Ablehnung an der Urne erfolgreich eine
Kommissionsinitiative, mit der die wichtigsten Massnahmen des bisherigen CO2-
Gesetzes bis 2024 verlängert werden sollten. Die Räte verabschiedeten die so
ausgestaltete Teilrevision des CO2-Gesetzes bereits in der Wintersession 2021. Im
September 2022 präsentierte der Bundesrat zudem seine neue Botschaft zum
revidierten CO2-Gesetz für 2025 bis 2030, worin er im Unterschied zur letzten Revision
auf neue und höhere Abgaben verzichtete. 

Bereits im August 2019 hatte der Bundesrat aufgrund aktuellster Erkenntnisse des
Weltklimarates eine Verschärfung seines Klimaziels beschlossen; bis 2050 soll die
Schweiz klimaneutral werden. Dieses Netto-Null-Ziel bis 2050 sowie dazugehörige
Massnahmen – in erster Linie zur Förderung innovativer Technologien und finanzielle
Anreize zur Umstellung auf klimaschonende Heizungen – nahm das Parlament in der 51.
Legislatur in den indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative auf. Gegen den
indirekten Gegenvorschlag in Form des Klima- und Innovationsgesetzes wurde das
Referendum ergriffen. Nachdem die Vorlage im Juni 2023 an der Urne angenommen
worden war, zogen die Initiantinnen und Initianten die Volksinitiative definitiv zurück. 

Auch dem Gewässerschutz wurde in der 51. Legislatur ein hoher Stellenwert
beigemessen. Mit der Trinkwasser- und der Pestizid-Initiative kamen in diesem Bereich
gleich zwei Volksanliegen zur Abstimmung. Nach einem hitzigen Abstimmungskampf
lehnte die Stimmbevölkerung beide Initiativen an der Urne ab. Zu Änderungen im
Gewässerschutz kam es in besagter Legislatur dennoch: Neben den im Rahmen der
Weiterentwicklung der Agrarpolitik (AP22+) beschlossenen Massnahmen verlangte auch
eine parlamentarische Initiative eine Verminderung des Risikos beim Einsatz von
Pestiziden: Mit entsprechenden Änderungen des Chemikaliengesetzes, des
Landwirtschaftsgesetzes und des Gewässerschutzgesetzes wurden die im «Aktionsplan
Pflanzenschutzmittel» festgehaltenen Reduktionsziele gesetzlich verankert. Darüber
hinaus forderte die Initiative die Verringerung der Nährstoffverluste. Durch Annahme
einer Motion verlangte das Parlament indes, das diesbezüglich vom Bundesrat auf dem
Verordnungsweg festgelegte Reduktionsziel nachträglich anzupassen. Zuspruch im
Parlament fand ferner eine Motion mit der Forderung, den Schutz der
Trinkwasserfassungen zu verstärken. Ebenfalls nahm das Parlament zwei Motionen an,
die die Wasserqualität durch einen Ausbau respektive eine Aufrüstung von
Abwasserreinigungsanlagen zur Reduktion von Mikroverunreinigungen respektive zur
Verbesserung der Stickstoffeliminierung erhöhen wollen. 

Nachdem das Thema Kreislaufwirtschaft nach Ablehnung der Volksinitiative «Grüne
Wirtschaft» an der Urne im Jahr 2016 und nach Nichtzustandekommen eines indirekten
Gegenvorschlags etwas in den Hintergrund getreten war, erhielt es in der 51. Legislatur
neuen Schub. In der Sondersession vom Mai 2023 behandelte der Nationalrat als Erstrat
eine durch eine parlamentarische Initiative initiierte Änderung des
Umweltschutzgesetzes zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft, mit der die
Umweltbelastung durch Verpackungen und Abfälle massgeblich reduziert werden soll. In
ebendieser Legislatur wurden auch einige Motionen überwiesen, die sich zwecks

BERICHT
DATUM: 17.08.2023
MARLÈNE GERBER
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Abfallverminderung Änderungen der gesetzlichen Grundlagen wünschten, so eine
Motion zur Wiederverwendung von Baumaterialien, zur Stärkung des Plastikrecyclings,
zur Verstärkung von Massnahmen gegen Littering sowie zur Verringerung von Food
Waste. 

Ausserhalb des Parlaments berichteten die Medien häufig über ungewöhnliche
Demonstrationen von Klimaaktivistinnen und -aktivisten, so auch über Klebeaktionen,
die Besetzung eines Verkehrsknotens in der Stadt Zürich oder diejenige des
Bundesplatzes. Medial stark begleitet wurde nicht zuletzt auch ein im Waadtland
geführter Gerichtsprozess gegen Aktivistinnen und Aktivisten, die in einer Lausanner
Filiale der Credit Suisse in einer Aktion auf die umweltschädlichen Investitionen der CS
in Milliardenhöhe aufmerksam machten. Insbesondere 2022 widmeten die Medien auch
dem vermeintlichen oder tatsächlichen Konflikt zwischen Landschaftsschutz und
erneuerbaren Energieträgern viel Druckerschwärze, was sich etwa in kontroversen
Diskussionen um einen Photovoltaikpark im Walliser Hochgebirge äusserte. 

Darüber hinaus war das Verhältnis zwischen Biodiversität und Landwirtschaft
Gegenstand der ausführlichen parlamentarischen Debatte zur Biodiversitätsinitiative
und zu deren indirektem Gegenvorschlag. Das Volksanliegen wird die Politik wohl auch
während der 52. Legislatur noch beschäftigten, hat doch der Ständerat in der
Sommersession 2023 im Unterschied zum Nationalrat entschieden, nicht auf den
indirekten Gegenvorschlag einzutreten. 

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Abfälle

Die Reinigung von Plätzen und Strassen kostet die Schweiz jährlich 300-350 Mio Fr. Um
das Littering, das achtlose Liegenlassen von Abfall, zu verringern, erarbeitete der
Schweizerische Städteverband zusammen mit Vertretern der Stiftung für Praktischen
Umweltschutz Schweiz, des Bundesamts für Umwelt, Mc Donalds und verschiedener
Städte Vorschläge für einen Kodex. Die Idee, mit Verursachern des Abfalls
Vereinbarungen darüber einzugehen, wer wo und wann für die Reinigung zuständig ist
und wer wo Abfallkübel aufstellt, stammt aus Irland und wurde in Luzern bereits
erfolgreich getestet. Im Kanton Bern kann Littering seit zwei Jahren mit einer Busse
geahndet werden, ebenso in Frauenfeld (TG) und in Aarau (AG). Ein ähnliches Anliegen
hatte auch eine Motion Mathys (svp, AG), welche forderte die Möglichkeit der
Einführung einer Strafbestimmung für das Wegwerfen von Müll zu überprüfen (Mo.
06.3138). 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Motion von Fetz (sp, BS), die eine schweizerische Gesamtstrategie gegen Littering
sowie die Einführung eines Pfandes zur Förderung der Rückgabe von kleinen Pet-
Getränkeflaschen verlangte, wurde verworfen. Eine Mehrheit des Ständerates war der
Ansicht, Massnahmen gegen das unordentliche Wegwerfen von Abfällen sei Sache der
Kantone und Gemeinden. 2

MOTION
DATUM: 04.10.2007
ANDREA MOSIMANN

L’OFEV a organisé une table ronde réunissant notamment des représentants des
cantons, des villes, du milieu de la presse, du commerce de détail et des organisations
de recyclage autour de la problématique du littering. Ce phénomène, consistant à
abandonner des déchets (emballages, journaux gratuits, mégots de cigarette, etc.) dans
l’espace public, cause en effet une croissance rapide des coûts de nettoyage et se
développe en lien avec des problèmes sociaux tels que le vandalisme. Les discussions
ont fait ressortir la nécessité d’une collaboration étroite entre pouvoirs publics et
milieux économiques afin de mettre en œuvre une stratégie combinant des mesures de
sensibilisation du public, d’optimisation des infrastructures de collecte des déchets et
de répression (amendes). Une nouvelle réunion, prévue au printemps 2009, doit
permettre d’approfondir les thèmes jugés prioritaires et de formuler une première
série de recommandations. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.09.2008
NICOLAS FREYMOND
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Eine Motion Geissbühler (svp, BE) forderte die Bekämpfung des Litterings durch die
Gründung einer Task-Force aus dem bestehenden runden Tisch „Massnahmen gegen
Littering“. Die Aktivitäten dieser Task-Force sollen in eine bundesweite Kampagne zur
Vermeidung des absichtlichen Liegenlassens von Abfällen münden, die in erster Linie
auf Prävention und Sensibilisierung statt auf Symptombekämpfung setzt. Die Motionärin
verwies dabei auf eine 2011 vom Bundesamt für Umwelt (BAFU) veröffentlichte Studie,
welche die jährlich durch Littering anfallenden Reinigungskosten auf CHF 200 Mio.
beziffert. Angesichts bereits laufender Bestrebungen – neben dem runden Tisch
verwies die Regierung insbesondere auf die teilweise in Zusammenarbeit mit dem BAFU
durchgeführten Aktivitäten der Interessengemeinschaft für eine saubere Umwelt (IGSU)
– sowie der übermässig auf Ballungszentren verteilten Abfallproblematik hatte der
Bundesrat 2011 in seiner Antwort auf die Motion die Ansicht vertreten, eine
bundesweite Kampagne sei nicht zielführend, und die Ablehnung des Vorstosses
beantragt. Die grosse Kammer entschied in der Herbstsession 2013 allerdings anders
und nahm die Motion mit 105 zu 60 Stimmen und 27 Enthaltungen an. SP, Grüne, BDP
und GLP befürworteten das Geschäft beinahe geschlossen, wenn im Falle der SP auch
mit über 10 Enthaltungen. CVP, FDP und SVP stellten sich jeweils mit relativ knappen
Mehrheiten gegen Annahme des Geschäfts. Der Ständerat befand im Berichtsjahr noch
nicht über das Anliegen. 4

MOTION
DATUM: 17.09.2013
MARLÈNE GERBER

Im Berichtsjahr gaben die Kommissionen für Umwelt, Raumplanung und Energie der
beiden Räte einer parlamentarischen Initiative Bourgeois (fdp, FR) zur Bekämpfung des
Litterings Folge. Der Anstoss verlangt die Verstärkung der Massnahmen gegen das
Liegenlassen von Abfällen, wozu er Littering mit einer festzulegenden Mindestbusse
belegen will. Der Bundesrat ist nun mit der Ausarbeitung einer entsprechenden
Botschaft betraut. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.10.2013
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Nationalrat der Motion Geissbühler (svp, BE) zur Bekämpfung des
Litterings bereits zugestimmt hatte, empfahl die UREK-SR ihrem Rat das Anliegen zur
Ablehnung. Auch für die ständerätliche Kommission stelle Littering ein Problem dar, das
bekämpft werden müsse. Die UREK-SR vertrat jedoch die Ansicht, dass hierfür primär
die Kantone und Gemeinden zuständig seien. Dass der Bund eine Task-Force bilden
würde, um eine landesweite Kampagne gegen Littering zu starten, würde erstens nicht-
vernachlässigbare personelle und finanzielle Kosten nach sich ziehen sowie ferner auch
bereits bestehende Massnahmen unnötig konkurrenzieren. Der Ständerat folgte dieser
Argumentation und beerdigte das Geschäft in der Sommersession 2014. 6

MOTION
DATUM: 04.06.2014
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat lehnte in der Frühjahrssession 2015 mit bürgerlicher Mehrheit und dem
Bundesrat folgend eine Motion Semadeni (sp, GR) ab, die eine Erhöhung der
Verwertungsquote von PET und anderen Recycling-Materialien auf je mindestens 90
Prozent gefordert hätte. Die Bündner Nationalrätin hatte sich in ihrem Vorstoss auf
Zahlen des BAFU aus dem Jahr 2011 berufen, die für PET eine im Vergleich zu Glas und
Aluminium um mindestens 10 Prozentpunkte tiefere Verwertungsquote von insgesamt
81% festmachten. Dies sei aufgrund der hohen Menge an sich im Umlauf befindendem
PET-Material bedenklich; insgesamt 8772 Tonnen seien 2011 nicht wieder verwertet
worden. Sofern kein besseres, freiwilliges Recycling von PET erzielt werden könne,
sollte darüber nachgedacht werden, ein Pfandsystem einzuführen. An diesem letzteren
Punkt der Forderung hatte sich der Bundesrat gestossen, weswegen er dem Nationalrat
die Ablehnung des Anliegens beantragte. Eine Pfandlösung weise kein gutes Kosten-
Nutzen-Verhältnis auf und würde ferner über 30'000 PET-Sammelstellen überflüssig
machen. 7

MOTION
DATUM: 12.03.2015
MARLÈNE GERBER

Ein Gesetzesentwurf, welcher das Anliegen einer Folge gegebenen parlamentarischen
Initiative von Jacques Bourgeois (fdp, FR) aufnehmen wollte, fand im erstberatenden
Nationalrat auf Anraten einer bürgerlichen Kommissionsminderheit keine Zustimmung
und wurde somit erledigt. Der Initiant und Bauernverbandsdirektor Bourgeois störte
sich an den zunehmenden Picknick-Abfällen auf dem Land, die auch eine Gefahr für die
Gesundheit der Tiere darstellen können, und verlangte deswegen, Littering mit einer
Busse zu belegen. Eine solche Busse auf das Liegenlassen kleiner Mengen an Abfall
hätte nun mit einer Änderung des Umweltgesetzes festgelegt werden und mindestens
CHF 100 und maximal 300 CHF betragen sollen. Ferner sollte auch die fehlerhafte

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2016
MARLÈNE GERBER
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Entsorgung grosser Mengen an Siedlungsabfällen unter Strafe gestellt werden. In der
Vernehmlassung war die Vorlage mit einer national einheitlichen Ordnungsbusse noch
auf mehrheitliche Zustimmung gestossen; 42 von 69 Vernehmlassungsteilnehmenden
hatten die Vorlage grundsätzlich begrüsst, 18 explizit abgelehnt. Ferner erwähnten 18
Kantone, dass sie bereits über kantonale Regelungen zur Bestrafung des Litterings
verfügten (die mit der eidgenössischen Regelung hinfällig geworden wären). Auch der
Bundesrat hatte seine Zustimmung zur Litteringbusse geäussert, auch wenn einer
solchen Busse eher eine Signalwirkung zukomme: Es werde bei Annahme des Entwurfs
nicht eine „flächendeckende Litteringpolizei" aufgestellt und die Kantone und Städte
müssten zusätzliche, nicht-repressive Massnahmen zur Bekämpfung von Littering
einsetzen. Eine Ordnungsbusse hätte aber den Effekt, dass der Gesellschaft klar gesagt
werde, was nicht erlaubt sei. Im Nationalrat zeigte zwar auch die
Kommissionsminderheit Verständnis für das Littering-Problem, bezweifelte jedoch die
Wirksamkeit einer Ordnungsbusse und appellierte stattdessen an gesellschaftliche
Aufklärung. Ferner störte sie sich an der Ausweitung der Vorlage auf Siedlungsabfälle,
die nichts mit der vom Initianten thematisierten Problematik zu tun hätten. Nach einer
hitzigen Diskussion obsiegte die Kommissionsminderheit mit insgesamt 96 zu 86
Stimmen aus allen Lagern. Während GLP und Grüne beinahe einstimmig für Eintreten
votierten – unterstützt durch eine Grossmehrheit der SP-Fraktion und eine knappe
Mehrheit der CVP/EVP-Fraktion – stimmte je ungefähr 70% der FDP- und SVP-Fraktion
für Nichteintreten. Auch die BDP machte sich mit einer Ausnahme für Nichteintreten
stark. 8

Mittels einer Motion forderte Jacques Bourgeois (fdp, FR) wirkungsvolle
Fördermassnahmen gegen Littering, wobei zwischen städtischem und ländlichem
Raum differenziert werden solle. Bourgeois störte sich vor allem an den weggeworfenen
Aluminiumdosen, welche in ländlichen Gebieten ein grosses Problem darstellten, da
diese von weidenden Kühen gegessen werden können. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion, woraufhin der Nationalrat der Annahme in der Wintersession
2019 diskussionslos zustimmte. 9

MOTION
DATUM: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Juni 2020 sprach sich auch die kleine Kammer für wirksame Massnahmen gegen
Littering aus und nahm die Motion Bourgeois (fdp, FR) an. Die UREK-SR hatte davor
einstimmig für die Annahme der Motion votiert. 
Im Plenum erläuterte Thomas Minder (parteilos, SH), dass ein hohes Pfand, etwa auf
Dosen oder PET-Flaschen, wohl die effektivste Lösung wäre, um das Littering-Problem
anzugehen. Allerdings habe sich der Handel dagegen ausgesprochen. Bussen zu
verteilen sei wenig sinnvoll, da kaum je ein Polizist neben der fehlbaren Person stehe.
Minder sah deshalb pessimistisch in die Zukunft und richtete die Frage nach der
wirksamsten Lösung an Bundesrätin Simonetta Sommaruga. Diese erwiderte, dass die
Verwaltung nur das umsetzen könne, was das Parlament entscheide, und dieses habe in
letzter Zeit recht wenig unternommen, um das Problem wirksam anzugehen. Auch sie
äusserte sich eher pessimistisch und erwartete kaum, dass mit der Umsetzung der
vorliegenden, sehr offen formulierten Motion das Littering aus der Welt geschafft
werden könne. 10

MOTION
DATUM: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nachdem die beiden UREK im Jahr 2020 grünes Licht für die Ausarbeitung eines
Entwurfs zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative «Schweizer
Kreislaufwirtschaft stärken» gegeben hatten, wurde noch im selben Jahr eine
Subkommission unter Vorsitz von Matthias Jauslin (fdp, AG) zur Ausarbeitung der
Vorlage eingesetzt.
Im Oktober 2021 beriet die Kommission ihren ersten Entwurf, stimmte ihm mit 18 zu 7
Stimmen zu und schickte ihn von November 2021 bis Februar 2022 in die
Vernehmlassung. Die Vorlage umfasste zahlreiche Änderungen und Ergänzungen, allen
voran im USG. Diese zielten gemäss UREK-NR darauf ab, die Kreislaufwirtschaft zu
fördern, die Umweltbelastung zu reduzieren sowie gleichzeitig die Leistungsfähigkeit
und Versorgungssicherheit der Schweizer Wirtschaft zu stärken. 
Die Kommission sah unter anderem vor, den Grundsatz der Ressourcenschonung im
USG zu verankern. Der Entwurf baute zudem auf eine starke Zusammenarbeit mit der
Wirtschaft, weshalb beispielsweise Branchenvereinbarungen und freiwillige
Massnahmen von Unternehmen weiter gefördert und regulatorische Hemmnisse
vermindert werden sollten. Im Bereich des Abfallwesens plante die UREK-NR eine
gewisse Liberalisierung: Mit der USG-Revision soll es neu auch privaten Anbietern

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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möglich sein, ohne Konzession Wertstoffe, wie etwa Kunststoffabfälle, von privaten
Haushalten zu sammeln. Beim Thema Littering sollten eine Gesetzesgrundlage
geschaffen und eine Strafbestimmung gegen Littering (Busse von bis zu CHF 300) ins
USG aufgenommen werden. Der Entwurf der Kommission setzte generell auf die
Priorisierung der Wiederverwendung vor der Entsorgung, dementsprechend zielte die
Vorlage auf den gesamten Produktezyklus und setzte nicht erst beim Abfall an. Viel Wert
wurde auf Wiederverwerten, Teilen und Reparieren gelegt. Im Bereich des Designs soll
es eine neue Bestimmung dem Bundesrat ermöglichen, Anforderungen an das
Inverkehrbringen von Produkten und Verpackungen zu formulieren. Dadurch sollen
Produkte länger genutzt werden können und gewisse Verpackungsmaterialien
vermieden respektive ressourcenarme Verpackungen verwendet werden. Einen
Schwerpunkt stellte sodann die Förderung des ressourcenschonenden Bauens dar,
womit die Umweltbelastung von Gebäuden erheblich reduziert werden soll. Im
Bausektor soll auch mehr auf die Trennbarkeit der Baustoffe – als Voraussetzung für die
Wiederverwendbarkeit – geachtet werden. Mit einer Änderung des EnG sollen die
Kantone schliesslich Vorschriften bezüglich der Grenzwerte für graue Energie, die beim
Hausbau oder bei Erneuerungen anfällt, erlassen. 
Zu den einzelnen Punkten dieses Entwurfs der Kommissionsmehrheit wurden auch
zahlreiche Minderheitsanträge gestellt, welche in der Vernehmlassungsvorlage ebenfalls
vorgestellt wurden. 11

Ende September 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Kunststoffe in der
Umwelt » in Erfüllung von vier Postulaten (19.4355; 19.3818; 18.3196 und 18.3496), die
sich allesamt dem Thema Kunststoffe/Plastik gewidmet hatten.
Im Bericht wurde darauf hingewiesen, dass die Verwendung von Kunststoffen über die
Jahre stark zugenommen hat. Die Anwendungsbereiche reichen dabei von
Verpackungen, Haushaltsgütern und Hygieneartikeln bis zu Möbeln. In der Schweiz
müssen Kunststoffe am Ende ihres Lebenszyklus thermisch oder stofflich verwertet
werden. Trotz dieser Vorgabe landeten jährlich rund 14’000 Tonnen Makro- und
Mikroplastik in der Umwelt, die sich negativ auf die Umwelt und die Gesundheit
auswirken können, so der Bericht. Mehr als die Hälfte gehe dabei auf das Konto von
Reifenabrieb. Eine weitere wichtige Quelle sei das Littering. Um die generelle
Umweltbelastung durch Kunststoffe zu reduzieren, seien schon viele Massnahmen
ergriffen worden. Einen wichtigen Punkt stellte dabei die Einführung der
Kehrichtsackgebühr in fast allen Kantonen dar, durch welche ein Anreiz zur
Abfallvermeidung entstand. Der Bericht verwies auch auf die verschiedenen Schritte,
die zur Bekämpfung des Litterings unternommen wurden, sowie auf wichtige freiwillige
Massnahmen der Wirtschaft, wie etwa die Einführung der Plastiksack-Gebühr von 5
Rappen im Jahr 2017. Zur weiteren Reduktion des Eintrags von Kunststoffen in die
Umwelt betonte der Bericht das Potenzial bei der Vermeidung von Abfällen sowie bei
der Entwicklung von kreislauffähigen Materialien. Zudem solle versucht werden, den
Reifenabrieb weiter einzudämmen. Um weitere Fortschritte zu erzielen, biete sich eine
Kombination von Sensibilisierungs- und Informationsaktivitäten sowie die Entwicklung
neuer Technologien an. Vor dem Hintergrund der laufenden Arbeiten zur
Kreislaufwirtschaft (Pa.Iv. 20.433) verzichte der Bundesrat derzeit darauf, rechtliche
Anpassungen vorzuschlagen. Hingegen verwies der Bericht auf das Engagement der
Schweiz auf internationaler Ebene. So wirke sie bei den Verhandlungen zu einer UNO-
Plastikkonvention mit und verfolge auch die Entwicklungen in der EU aufmerksam. 12

BERICHT
DATUM: 23.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im November 2022 befasste sich die UREK-NR mit der Umsetzung ihrer
parlamentarischen Initiative zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft in der Schweiz.
Zuvor hatte die Kommission ihren Entwurf von November 2021 bis Februar 2022 in die
Vernehmlassung gegeben. Wie die Kommission in ihrer Medienmitteilung verlauten
liess, war die Vorlage dabei grundsätzlich positiv aufgenommen worden. Zwar wurden
auf der einen Seite strengere Vorschriften für die Ressourcenschonung verlangt, auf
der anderen Seite wurde aber auch die Forderung gestellt, die Anforderungen für die
Wirtschaft zu lockern. Die UREK-NR änderte die Vorlage folglich nur in einigen wenigen
Details. Mit 17 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen wurde der Entwurf sodann zuhanden
des Parlaments verabschiedet. 13
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Le Conseil fédéral a pris position sur le projet de la CEATE-CN relatif à l'initiative
parlementaire visant à développer l'économie circulaire. Soutenant les objectifs et la
direction générale des propositions de la commission, l'exécutif souhaiterait
néanmoins que quelques modifications soient entreprises, notamment s'agissant de la
libéralisation des monopoles cantonaux sur la gestion des déchets. En effet, il faudrait
créer des conditions-cadres claires pour celle-ci. De plus, les valeurs limites d'énergie
grise admises lors de la construction de bâtiments devraient être fixées par les
cantons.
Réagissant aux propositions formulées par les sept sages, la commission compétente
salue les divers compléments, notamment sur la taxe d'élimination anticipée et le
commerce en ligne, ainsi que sur la construction de bâtiments respectueuse des
ressources naturelles. Une large majorité ne souhaite toutefois pas s'aligner sur les
propositions du Conseil fédéral concernant la suppression de certaines dispositions,
préférant s'en tenir au projet d'origine. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.02.2023
KAREL ZIEHLI

Le Conseil national s'est penché sur le projet de révision de loi préparé par sa
commission visant à promouvoir l'économie circulaire. Cette révision comporte de
nombreuses propositions, le débat a donc été pour le moins fourni. Représentant la
commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil national, Christophe Clivaz (vert-e-s, VS) et Matthias Jauslin (plr, AG) sont, tout
d'abord, revenus sur la genèse de ce projet de révision, alors qu'une sous-commission
a été instaurée – suite à l'acceptation de l'initiative parlementaire 20.433 – pour
élaborer un avant-projet. Suite à la procédure de consultation et les retours positifs du
Conseil fédéral, la CEATE-CN a décidé de ne changer que quelques aspects du projet,
proposé ici à la chambre basse. Il s'agit, avec cette ébauche, «de développer
l'économie circulaire, de rendre l'économie suisse plus performante, de réduire son
impact sur l'environnement et d'augmenter la sécurité de son approvisionnement»,
comme rappelé par le député valaisan Christophe Clivaz.
L'entrée en matière n'a pas été contestée par les différentes fractions. Pour le PS, tant
l'économie que l'écologie ont à gagner de cette proposition. Le Centre estime que
l'économie circulaire est un «Business case» pour l'avenir, et non pas seulement un
sujet d'actualité. Les Vert-e-s saluent le changement de paradigme que propose
l'économie circulaire: «on reproduit, on consomme, mais on recycle», qui vient
remplacer le «on produit, on consomme, on jette et on recommence». Le groupe PLR
s'est montré satisfait du déroulé des événements, alors que cette initiative
parlementaire a été initiée par la fraction libérale-radicale au sein de la commission,
afin de condenser plusieurs propositions touchant à l'économie circulaire. Susanne
Vincenz-Stauffacher (plr, SG) s'est réjouie d'un projet qui s'attache à travailler de
manière étroite avec l'économie et de la possibilité de mettre en place des mesures sur
une base volontaire. Les Vert'libéraux ont insisté sur les nombreux avantages de
l'économie circulaire, dans un pays pauvre en ressources naturelles et qui aurait donc
tout à profiter de valoriser les déchets avant de les brûler. La fraction UDC s'est
également positionnée pour une entrée en matière, émettant toutefois des critiques
acerbes contre un projet qui coûterait trop cher et serait trop bureaucratique. Mike
Egger (udc, SG) a ainsi fait le constat qu'il serait bien plus effectif d'agir sur la
croissance de la population et la bétonisation du territoire pour protéger
l'environnement. De son côté, le Conseil fédéral, représenté par le ministre de
l'environnement, Albert Rösti, soutient un projet vu comme important,
particulièrement en temps de pénuries et d'incertitudes. Promouvoir l'économie
circulaire, c'est renforcer l'indépendance du pays selon les mots du conseiller fédéral
UDC.

Alors que l'entrée en matière était acquise, la discussion par article – plus ardue – s'est
déroulée en deux blocs. Le premier bloc, intitulé «Promotion de l'économie circulaire
et préservation des ressources, hiérarchie en matière de valorisation des déchets,
gestion des déchets urbains», comptait douze minorités. Seule une, défendue par le
vert'libéral Beat Flach (pvl, AG), a réussi à convaincre une majorité de député.e.s, à une
voix près (97 contre 96 voix). Le Conseil fédéral aura la possibilité d'édicter des règles
pour obliger les détaillants à déballer les denrées alimentaires jetées pour éviter que du
plastique ne se retrouve dans les centres de compostage ou que ces denrées soient
incinérées, à cause de ce plastique.

Dans le deuxième bloc – «Construction respectueuse des ressources, projets pilotes»
–, 10 propositions de minorité ont été défendues. A l'article 35i, deux propositions de
minorité provenant de la gauche ont été acceptées par les parlementaires. Il s'agit de
donner la possibilité au Conseil fédéral d'améliorer l'information et l'étiquetage des
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produits et des emballages et d'exiger l'introduction d'un indice de réparabilité. Ces
deux minorités ont été remportées par 96 voix contre 90 (2 abstentions), regroupant les
fractions socialiste, vert-e-s, vert'libérale, une partie des élu.e.s du groupe du Centre
et la voix de la libérale-radicale vaudoise Jacqueline de Quattro. A l'article 35j, une
autre minorité a trouvé les faveurs de la chambre basse (101 voix contre 86 et une
abstention). La minorité ne souhaitait pas donner la possibilité au Conseil fédéral
«d'édicter des prescriptions sur la forme et le contenu d’un certificat concernant la
consommation de ressources des ouvrages». C'est le centre-droit qui a su ici
s'imposer. Toutes les autres propositions de minorité ont été rejetées. L'objet passe
donc dans les mains de la Commission de l'environnement de l'aménagement du
territoire et de l'énergie du Conseil des Etats (CEATE-CE).
Au vote sur l'ensemble, seul.e.s les membres de l'UDC ont voté contre ou se sont
abstenu.e.s (ainsi que deux députés du PLR). Le projet a ainsi récolté 133 voix en sa
faveur, contre 42 et 13 abstentions.

Ce que les médias ont retenu de ce débat concerne, avant tout, l'introduction d'un
article pour amender le littering à hauteur de CHF 300 au maximum au niveau fédéral,
alors que les cantons ont des règles différentes. Au même moment, les milieux paysans
se plaignaient des déchets sauvages, et plus particulièrement des canettes jetées au
bord des routes qui peuvent mener à la mort des bovins – la canette en aluminium est
déchiquetée par les machines et finit dans le foin donné aux vaches qui les ingèrent.
L'USP a donc lancé une campagne d'information, alors que le Conseil des Etats doit
encore se prononcer sur une motion Grin (udc, VD) visant à élaborer, en collaboration
avec les cantons, une campagne nationale à ce sujet. Sur l'article de loi touchant au
littering, seule la fraction UDC s'était opposée à fixer des amendes au niveau fédéral, à
l'exception de 12 membres du parti agrarien qui l'ont soutenu, comme l'a fait
remarquer la NZZ. Parmi ces parlementaires, beaucoup sont agriculteurs ou proches
des milieux paysans. 
Dans un autre registre, cette révision est un soulagement pour le secteur du recyclage
qui attend ce changement depuis longtemps, notamment s'agissant de la libéralisation
partielle des filières de recyclage. Pour l'organe faîtier Swiss Recycling, cela permettra à
l'industrie de prendre plus de risques et de développer des solutions innovantes. 15

Die Stärkung der Kreislaufwirtschaft in Umsetzung der entsprechenden
parlamentarischen Initiative der UREK-NR stand in der Wintersession 2023 auf der
Agenda des Ständerats. Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU) stellte die
entsprechende Überarbeitung des USG vor und berichtete, dass die vorberatende
UREK-SR in weiten Teilen dem Nationalrat gefolgt war. Eintreten auf die Vorlage war
unbestritten. Dem Rat lagen bei der Detailberatung jedoch einige wenige vom
Nationalrat abweichende Mehrheitsanträge sowie einige wenige Minderheitsanträge
vor, wobei letztere allesamt erfolglos blieben.Eine erste kleine Differenz zum
Nationalrat wurde geschaffen, indem die Mehrheit des Ständerats beschloss, die
Möglichkeit des Bundes, Plattformen zur Ressourcenschonung und zur Stärkung der
Kreislaufwirtschaft zu betreiben oder zu unterstützen, zu streichen. Damian Müller wies
darauf hin, dass bereits an anderer Stelle im Gesetz eine solche Möglichkeit aufgeführt
werde. Eine weitere Differenz schuf der Ständerat durch die Einführung eines
Messsystems für die Kreislauffähigkeit von Produkten. Hier setzte sich die Mehrheit
knapp mit 20 zu 18 Stimmen durch. Mit 21 zu 20 Stimmen fiel eine Entscheidung zur
Sammlung von Abfällen noch knapper aus: Hier beschloss der Ständerat im Gegensatz
zum Nationalrat, auf eine Entpackungspflicht bei biogenen Produkten zu verzichten. Bei
Artikel 30d zur Verwertung von Abfällen entschied sich die kleine Kammer dafür, nebst
der stofflichen Verwertung auch die Wiederverwendung von Abfällen im Gesetz
aufzuführen, wie es ursprünglich auch der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Ausserdem
ergänzte die kleine Kammer Artikel 30d noch um einen ausführlichen Absatz zur
Verwertung von Phosphor. Die letzte Differenz zur grossen Kammer wurde schliesslich
mit einer Anpassung der Formulierung zur Entsorgung von Siedlungsabfällen
geschaffen. Kommissionssprecher Müller wies im Übrigen darauf hin, dass die UREK-SR
zur Problematik der Retouren im Online-Versandhandel, welche ebenfalls in der
vorliegenden Revision des USG behandelt werden, ein Postulat eingereicht habe.
In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf mit 37 zu 2 Stimmen an. 16
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